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Hinweis auf Stammrechtssatz
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Stammrechtssatz

Ein berufsmäßiger Vertreter hat die Organisation seines Kanzleibetriebes so einzurichten, daß auch die richtige

Vormerkung von Terminen und damit die fristgerechte Setzung von - mit Präklusion sanktionierten -

Prozeßhandlungen, etwa die fristgerechte Einbringung von Rechtsmitteln oder von Beschwerden an die Gerichtshöfe

des öBentlichen Rechts gesichert erscheint. Dabei ist durch entsprechende Kontrollen ua dafür vorzusorgen, daß

Unzulänglichkeiten durch menschliches Versagen aller Voraussicht nach auszuschließen sind. Das was der

Wiedereinsetzungswerber in Erfüllung seiner nach der Sachlage gebotenen ÜberwachungspFicht vorgenommen hat,

hat er im Wiedereinsetzungsantrag substantiiert zu behaupten. Liegen Organisationsmängel vor, wodurch die

Erreichung des oben genannten Zieles nicht gewährleistet ist, ist das Kontrollsystem in diesem Sinne unzureichend

oder hat der Antragsteller das Bestehen einer solchen AufsichtspFicht überhaupt nicht erkannt, kann nicht mehr von

einem bloß minderen Grad des Versehens gesprochen werden.
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